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Der Schulmarkt birgt sozialen Zündstoff
In Schweden können Eltern und Kinder zwischen privaten und kommunalen Schulen wählen – zahlen tut der Staat

INGRID MEISSL ÅREBO, LINKÖPING

«Was ich an meiner Schule nicht mag?
Das Essen», sagt die Sechstklässlerin
Latifa ohne langes Überlegen, während
sie herzhaft in einen roten Apfel beisst.
«Aber wir haben ja Apfelbäume auf
dem Pausenhof.» Ebenfalls wie aus der
Pistole geschossen kommt ihre Antwort
auf die Vorzüge: «Wir lernen unheimlich
viel, bekommen viele Noten und haben
klare Ziele.» Ihre Freundin Shahd fin-
det die Lehrer sehr nett und mag es, dass
Ruhe und Ordnung im Klassenzimmer
herrschen. Auch der ein Jahr ältere
Simon mag die Disziplin: «Es ist streng
hier, aber auf eine gute Art – in einer so
grossen Schule braucht es Regeln.»

Weltweit einmaliges Experiment

Latifa, Shahd und Simon sind 3 von 700
Viert- bis Neuntklässlern der Englischen
Schule in Linköping, die zur nationalen
Gruppe International English School
(IES) gehört. Dank zweisprachigem
Unterricht und einem Fokus auf Lern-
erfolg und Disziplin ist die IES eines
der beliebtesten Schulunternehmen; es
unterrichtet landesweit gegen 32 000
Kinder. 1993 gegründet, war die Eng-
lish School eine der ersten sogenannten
freien Schulen, die durch die öffentliche
Hand finanziert werden.Von den Eltern
dürfen sie kein Schulgeld verlangen.

Schwedens 1992 lanciertes Konkur-
renzmodell kommunaler und freier
Schulen, die alle dem nationalen Lehr-
plan folgen müssen, ist weltweit ein-
malig. Das Land setzte die vom ein-
flussreichen amerikanischen Ökono-
men Milton Friedman skizzierte Idee
von Bildungs-Vouchers, die die Kin-
der wie Kinogutscheine an einer Schule
ihrer Wahl einlösen können, in die Pra-
xis um. Die Liberalisierungswelle, die
auch das Gesundheitswesen erfasste,
sollte Schwedens aufgeblähten Wohl-
fahrtsstaat entschlacken. Vom Wettbe-
werb erhoffte man sich bessere Lern-
resultate zu tieferen Kosten.

Jahrzehnte später hat die Realität die
wildesten Träume der Reformer über-
troffen. Heute besuchen 180 000 Kin-
der nichtkommunale Primarschulen,
das entspricht einem Anteil von 15 Pro-
zent. Die freien Gymnasien unterrich-
ten gar einen Drittel der Mittelschüle-
rinnen und -schüler. Und: 60 Prozent der
freien Grundschulen und neun von zehn
freien Gymnasien gehören gewinnorien-
tierten Aktiengesellschaften, der Rest
entfällt auf Stiftungen, Vereine und reli-
giöse Gruppen. Die Ausbildung ist da-
durch nicht besser geworden: Gemäss
den internationalen Pisa-Vergleichs-
studien der Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD) hat der Schulwettbewerb dem
Land nicht zum erwünschten Qualitäts-
schub verholfen – im Gegenteil.

Wachsende Segregation

Schwedens Schulexperiment ist damit
zu einem politischen Dauerbrenner ge-
worden. Sowohl die über Jahrzehnte
hinweg regierenden Sozialdemokraten,
die die Deregulierung vorgespurt hat-
ten, wie auch die Bürgerlichen, die den
Systemwechsel vollzogen, sind heute er-
nüchtert. Im Fokus der Kritik stehen die
Gewinne der Privatschulen, die Noten-
durchschnitte, die landesweit eine Ten-
denz nach oben aufweisen, und die
«freie Schulwahl».

Letztgenannte ist nicht ganz so frei,
wie der Name es suggeriert. Während
kommunale Schulen Kindern aus ihrem
Einzugsgebiet einen Platz garantieren
müssen, können freie Schulen eigene
Aufnahmekriterien erlassen, es kommt
zu Wartelisten. Bei der von einer Stif-
tung betriebenen Stockholmer Privat-
schule Campus Manilla etwa standen
letztes Jahr 11 000 Kinder Schlange; die
gefragte Schule unterrichtet aber nur
gut 500 Grundschülerinnen und -schü-
ler, unter ihnen die Kinder von Kron-
prinzessin Victoria.

Für viele bildungsnahe Eltern in den
Grossstädten ist die Schulwahl schon

ein Thema, bevor ihr Nachwuchs laufen
kann. Wer bei populären Privatschulen
eine Chance haben will, muss die Kids
im Babyalter anmelden. Wer hingegen
mit älteren Kindern zuzieht, sich spät
oder gar nicht um die Schulwahl küm-
mert, hat mit den kommunalen Schulen
vorliebzunehmen. Dies ist allerdings
kein Problem, sehr viele öffentliche
Schulen sind ausgezeichnet. Problema-
tisch ist es aber in Quartieren mit vie-
len Einwanderern. Mangelnde Sprach-
kenntnisse und soziale Probleme len-
ken vom Schulstoff ab und drücken die
Noten; der schlechte Ruf der Schule
schreckt qualifiziertes Lehrpersonal ab,
was zu einem Teufelskreis führt.

Das staatliche Schulamt, Bildungs-
forscher und die OECD kritisieren, dass
Schwedens freie Schulwahl die Segrega-
tion fördere. Wie eine faire, sozial aus-
gleichende Schulwahl aussehen müsste,
ist umstritten – weder die Auslosung
von Plätzen noch eine bewusste Durch-
mischung der Klassen sind politisch
mehrheitsfähig. Im Juni lehnte das Par-
lament einen Vorschlag ab, der es Pri-
vatschulen verboten hätte,die Länge der
Wartezeit als Aufnahmekriterium anzu-
wenden.

Mobiltelefone verboten

Auch die Englische Schule in Linköping
führt eine Warteliste. Für die kommende
vierte Klasse stehen rund 300 Kinder
Schlange – Platz hat es nur für knapp
100. Der Rektor Henrik Svärd betont
jedoch, dass es derzeit in den meisten
Jahrgängen ein paar freie Stühle habe.
Der Markt in Linköping sei sehr um-
kämpft, den Privatschulen stehe eine
Vielzahl starker kommunaler Schu-
len gegenüber, die sich mit vertieftem
Sprach- oder Mathe-Unterricht oder
Musikklassen profilierten. Zudem will
die Stadt, dass mehr Eltern und Schüler
vom Wahlrecht Gebrauch machen: Alle
Sechstklässler müssen vor dem Übertritt
in die Oberstufe fünf Schulen wählen.
Die Plätze werden nach einem ausgeklü-
gelten Schlüssel verteilt, wobei das Nä-
heprinzip Vorrang hat. Doch viele Kin-
der pendeln täglich quer durch die Stadt.

Das gängige Bild, wonach Privatschu-
len eher von ethnischen Schweden be-
sucht werden, straft Svärds Schule Lü-
gen. Hier werden über vierzig Mutter-

sprachen gesprochen, sieben von zehn
Schülern haben ausländische Wurzeln,
und viele Eltern sind laut dem Rektor
nicht Akademiker. Tatsächlich präsen-
tiert sich der parkähnliche Pausenhof als
buntes Kaleidoskop von Kindern aller
Haar- und Hautfarben. Nur etwas fehlt:
Mobiltelefone. Diese sind im Schulalltag
ebenso verboten wie Kaugummis, Base-
ball-Caps, zu kurze Jupes und das Ren-
nen durch die Gänge.

Und noch eine Regel gibt es: Das
Lehrpersonal wird nicht mit dem Vor-
namen angesprochen, sondern mit Mis-
ter und Miss – einAnachronismus in dem
Land, dessen Bewohner seit über fünf
Jahrzehnten per Du sind.Was den Noten-
durchschnitt und denAnteil Neuntkläss-
ler mit einem gültigen Abschlusszeugnis
betrifft, liegt Henrik Svärds Schule zwar
über dem Durchschnitt, zu den aller-
besten des Landes, wie viele IES-Schu-
len, gehört sie jedoch nicht.

Heiss umstrittene Profite

Am meisten Zündstoff birgt jedoch die
Frage der Gewinne. Nach Berechnung
des schwedischen Fernsehens haben die
vier grössten privaten Schulkonzerne in
den vergangenen vier Jahren rund 420
Millionen Franken verdient; nicht we-
nig dieser Profite floss als Dividenden
an die teilweise ausländischen Eigentü-
mer. Ganz anders in Estland, das eben-
falls öffentlich finanzierte Privatschulen
zulässt: Dort sind die Besitzer verpflich-
tet, Gewinne in den Schulbetrieb zu re-
investieren. Doch selbst ohne Dividen-
den können sich die Eigentümer eine
goldene Nase verdienen.

Vor einigen Jahren sorgte die IES-
Gründerin für Schlagzeilen, als sie mit
dem Verkauf der Aktienmehrheit an
einen Risikokapitalfonds einen zwei-
stelligen Millionengewinn einstrich.
Die Pläne von Schwedens Links-Grü-
nen, die Schule zu verstaatlichen oder
zumindest Profite zu verbieten, sind
nach deren Wahlniederlage vom Tisch.
Die neue bürgerliche Koalition will es
gemäss dem druckfrischen Regierungs-
programm lediglich verbieten, dass Pri-
vatschulen «in den ersten Jahren» nach
einer Neugründung oder einem Eigen-
tümerwechsel Gewinne ausschütten.

Der IES-Rektor Svärd relativiert
das Bild vom Milliardengeschäft Privat-

schule: Er peile eine bescheidene Ge-
winnmarge von 3 bis 4 Prozent an – an-
gesichts hoher Fixkosten wie Miete und
Personal sei der Spielraum nicht grösser.
Flexibilität besteht auf der Einnahmen-
seite, wo mehr Schüler mehr Einnahmen
brächten: «Die Warteschlange ist unser
finanzieller Puffer.» Laut einer neueren
Untersuchung ist die Lehrerdichte an
Schwedens freien Schulen etwas gerin-
ger als an kommunalen Schulen. Letz-
tere zahlen zudem höhere Löhne und
verfügen über mehr Personal mit päd-
agogischer Ausbildung; das ist Wasser
auf die Mühlen der Freischulgegner.

Unter Generalkritik steht auch das
Schulgeld. Obwohl kommunale Schu-
len einen umfassenderen Auftrag haben
als freie Bildungsstätten – sie müssen
nicht nur allen Kindern Platz bieten,
sondern haben meist auch einen grösse-
ren Betreuungsaufwand –,werden sie da-
für nicht entschädigt. Zudem schwankt
die Höhe des Schulgelds beträchtlich.
Einigen Gemeinden ist die Ausbildung
der Kinder fast doppelt so viel wert wie
anderen. Die neue Regierung will nun
das Finanzierungsmodell landesweit
normieren. Den Rektor Henrik Svärd
plagen derweil andere Sorgen: der akute
Lehrermangel.Zumindest hier spielt die
Eigentümerfrage keine Rolle, schreien
doch öffentliche und private Schulen
gleichermassen nach Lehrkräften.

Im Gegensatz zu den Politikern
haben viele Betroffene eine pragmati-
schere Sicht auf die Schulfrage. Eltern
wählen die Schule selten nach ideolo-
gischen Kriterien – für sie ist zentral,
dass sich die Kinder wohlfühlen, etwas
lernen und gute Lehrer haben. Mund-
propaganda, Informationsabende und
Statistiken zu Lehrerdichte, Schülerzu-
friedenheit und Notendurchschnitt kön-
nen helfen. Oft ist aber das Bauchgefühl
ausschlaggebend, so bei Jacob (Name
geändert).Als der begabte Fünftklässler
in der Dorfschule gemobbt wurde, such-
ten die Eltern nach Alternativen. Ihre
Wahl fiel auf eine familiäre Schule in der
Nachbarstadt, die kleine Klassen führt
und in der ihr Sohn sich sofort wohl-
fühlte. Dass es sich um eine Freischule
von der börsenkotierten Academedia,
Schwedens grösstem Bildungskonzern,
handelte, war sekundär, wie die Mutter
erzählt. Jacobs Schulwechsel hätten sie
keine Sekunde bereut.

Viele Gymnasien in Schweden gehören gewinnorientierten Aktiengesellschaften. Die Ostra-Realschule in Stockholm (Bild) aber ist eine öffentliche Schule. MARTIN VON KROGH / GETTY

Kommunale Schulen
müssen alle Kinder
aufnehmen und haben
einen grösseren
Betreuungsaufwand –
dafür werden sie
nicht entschädigt.

Mittwoch, 19. Oktober 2022 7Schweiz

Minderjährige Flüchtlinge strapazieren das System
Ein Hungerstreik im Asylzentrum Chiasso weist auf tieferliegende Schwierigkeiten hin

PETER JANKOVSKY, CHIASSO

Das Empfangszentrum für Flüchtlinge
in Chiasso muss immer wieder heikle
Situationen bewältigen.So sind kürzlich
40 afghanische UMA in einen Hunger-
streik getreten und haben zwei Nächte
draussen verbracht. Das Kürzel steht
für unbegleitete minderjährige Asyl-
suchende. Also für Personen, die ohne
Eltern, Verwandte oder erwachsene
Betreuer auf der Flucht sind. Die 40
Jugendlichen gehören zur Volksgruppe
der Hazara. Sie fühlten sich massiv be-
droht von anderen Flüchtlingen, die
zur afghanischen Mehrheit der Pasch-
tunen gehören – dagegenwollten siemit
ihrem Hungerstreik protestieren. Laut
Amnesty International wird in Afgha-
nistan die ethnische Minderheit der
Hazara von den Taliban verfolgt.

Ausbau nicht möglich

Die Hungernden brachen ihre Aktion
relativ bald ab, da einige von ihnen ins
Spital gebracht werden mussten. Aus-
serdem hatte das Staatssekretariat für
Migration (SEM), das für die Asyl-
zentren des Bundes zuständig ist, eine
Lösung versprochen. Sie bestand darin,
die Afghanen auf andere Zentren zu
verteilen, natürlich unter Beachtung der
ethnischen Zugehörigkeit.

Auch in der Vergangenheit sorgte das
Empfangszentrum in Chiasso wiederholt

für Schlagzeilen. Während der Flücht-
lingskrise 2016 kam der grösste Teil der
Migranten und Asylsuchenden über die
Südgrenze in die Schweiz, so dass Chiasso
aus allen Nähten platzte. Viele der nach
Italien Rückgeführten, derenAsylantrag
abgelehnt worden war, blieben im Bahn-
hof des grenznahen Como hängen. Dort
kampierten sie wochenlang im Freien.

2011 wiederum empörten sich Chias-
sos Einwohner. Damals sorgten gewalt-
bereiteAsylbewerber nicht nur im Emp-
fangszentrum selber für Probleme. Sie
lungerten angetrunken in Parks herum
und belästigten Passanten. Daher for-
derte die Stadtregierung vom Bund, das
nahe beim Bahnhof liegende Zentrum
an die Peripherie zu verlegen.

Ein gemeinsamer Nenner dieser
Vorfälle ist die Raumnot. Chiassos
Asylzentrum weist 134 Schlafplätze auf
und kann nicht ausgebaut werden. Da-
her wurde vor einigen Jahren eine Art
Filiale im benachbarten Balerna er-
öffnet, so dass nun 350 Plätze zur Ver-
fügung stehen.Trotzdem sollen auch die
afghanischen UMA von «Überfüllung»
gesprochen haben. Dies berichtete das
Radio und Fernsehen der italienischen
Schweiz und erwähnte folgende Forde-
rungen der Hungerstreikenden: mehr
Raum, schnellere Asylprüfverfahren
sowie intensivere Betreuung und Be-
schäftigung.

Das eigentliche Problem ist jedoch,
dass sich die Schweiz auf eine neue

Flüchtlingswelle vorbereitet.Nebendem
Ukraine-Krieg erfolgt auch über dieBal-
kanrouteweitererZustrom.Wurden letz-
tes Jahr 15 000 Asylanträge gezählt, so
rechnet das SEM für 2022 mit insgesamt
19 000 Gesuchen. Momentan sind 650
unbegleitete Minderjährige in den Bun-
desasylzentren registriert, 150 von ihnen
funkinChiassoundBalerna.Beiweiteren
550 Personen überprüft das SEM noch
das angegebene Alter. Zählte man 2021
rund 945 UMA, könnten es heuer deut-
lich mehr werden.

Streit um Altersbestimmung

Die gegenwärtig hohe Zahl solcher
Minderjähriger in den Asylzentren er-
schwere die engmaschige Betreuung, er-
klärt der SEM-Sprecher Lukas Rieder.
Gleichzeitig sei qualifiziertes Betreu-
ungspersonal auf demArbeitsmarkt nur
schwer zu rekrutieren. Gemäss Rieders
Worten fehlen etwa 25 Prozent der be-
nötigten Sozialpädagogen, welche die
Jugendlichen und Kinder als Bezugsper-
sonen begleiten.Dies tun sie gewöhnlich
in Gruppen von 15 Personen.

Die Folge davon ist: Selbständige, äl-
tere Minderjährige werden zeitweise
nicht überall in den Gruppen betreut.
Somit dürften auch nicht alle durch-
gängig an der acht Stunden dauernden
Tagesstruktur teilnehmen. Eine solche
besteht aus Schul- oder Sprachunter-
richt, gemeinsamen Mahlzeiten, Mit-

hilfe imHaushalt,Workshops, Sport und
anderen gemeinsamenAktivitäten.

Mit Besorgnis habe die Schweize-
rische Flüchtlingshilfe die Situation in
Chiasso zur Kenntnis genommen, sagt
deren Sprecher LionelWalter. In seinen
Augen spielt neben der Frage der Unter-
bringung und Betreuung aber noch ein
anderes Thema eine wichtige Rolle: die
Altersschätzung.NachWalters Meinung
erfolgt die Einschätzung des Alters zu
häufig durch medizinische Tests. Da-
bei würden Röntgenaufnahmen, Scans
und körperliche Untersuchungen vorge-
nommen, die wissenschaftlich umstritten
seien. Im Einklang mit internationalen
Richtlinien, an denen auch die Verein-
ten Nationen mitgewirkt haben, schlägt
Walter vor: Im Zweifelsfall solle man
von der Minderjährigkeit ausgehen.

Schliesslich fordert die Schweizeri-
sche Flüchtlingshilfe geeignete Unter-
künfte für die UMA. Diese würden
einen sicheren und geschützten Rah-
men brauchen, um ihre oft traumati-
sierende Flucht zu verarbeiten. Also
müsse der Bund eine Überbelegung in
seinenAsylzentren verhindern und zu-
sätzliche Unterbringungsmöglichkei-
ten schaffen. Da ist das SEM laut eige-
nen Angaben schon daran. Es hat still-
gelegte Unterkünfte wieder in Betrieb
genommen und funktioniert Mehr-
zweckhallen sowie Zivilschutzanlagen
um. So sollten bald 9000 zusätzliche
Plätze bereitstehen.

Grüne verschieben Angriff auf «Machtkartell»
Wohl auch mangels guter Bundesratskandidaten verzichtet die Partei auf eine Kampfansage an die SVP

CHRISTOF FORSTER, BERN

Verzicht gehört zum festen Bestandteil
im Lebensentwurf vieler Grüner. Jetzt
verzichten die grünen Bundespolitiker
darauf, Energie in einem aussichtslosen
Angriff auf einen SVP-Sitz im Bundes-
rat zu verschwenden.Mit viel Pathos er-
klärten die Parteiverantwortlichen am
Dienstag den ohne Gegenstimme ge-
fassten Beschluss der grünen Bundes-
hausfraktion. Keine einzige Partei sei
zu Gesprächen über einen Bundesrats-
sitz der Grünen bereit gewesen, sagte
die Fraktionspräsidentin Aline Trede.
Die Würfel seien bereits gefallen, das
Machtkartell funktioniere.

Die Grünen traten kämpferischer
auf als bei früheren Gelegenheiten. Die
Tonalität war schriller. «Die Lage ist zu
ernst, um Spiele mitzuspielen, die an-
dere bereits abgekartet haben», sagte
der Parteipräsident Balthasar Glättli.
Einmal griff er sich während seines
Votums demonstrativ ans Herz. Wäh-
rend die anderen pseudodemokrati-
sche Spiele betrieben, würden die Grü-
nen eine ehrliche Politik machen. Diese
Ernsthaftigkeit ist laut Glättli der Grund
für den Erfolg der Grünen.

Anspruch der SVP unbestritten

Wir und die anderen: Es ist die Rheto-
rik einer Oppositionspartei, welche die
SVP schon lange anwendet. Implizit mit-
gemeint ist inzwischen auch die SP. Die
Klimakrise, die geopolitische Lage und
der Stillstand bei denVerhandlungenmit
der Europäischen Union zeigten, dass
die bürgerliche Mehrheit nicht in der
Lage sei, Lösungen für die Probleme zu
finden, sagte Trede. Nur wer keine Ver-
antwortung trägt, kann so reden.

Die Grünen setzen auf die Wahlen
2023. Diese sollen, so die Hoffnung,
neue Mehrheitsverhältnisse schaffen.
Ein grüneres Parlament werde dann
einen grünen Bundesrat ermöglichen,
sagte Trede. Eine Rolle beim Ent-
scheid der Fraktion dürfte auch gespielt
haben, dass keine hochkarätigen Kan-
didaten zur Verfügung standen. Politi-
kerinnen und Politiker mit ernsthaften
Ambitionen haben kein Interesse, sich
in einem aussichtslosenAngriff verhei-
zen zu lassen.

Viel mehr als eine Alibiübung wäre
der Angriff der Grünen nicht gewe-
sen. Die Chancen auf Erfolg hätten
gegen null tendiert. Der Anspruch der
SVP – der mit Abstand wählerstärks-
ten Partei – auf zwei Bundesratssitze ist
im Parlament weitgehend unbestritten.
Die Grünliberalen hatten bereits öffent-
lich erklärt, dass sie bei einem Angriff
auf den SVP-Sitz nicht mitmachen wür-
den. Die Grünen hätten lediglich mit
Stimmen der Sozialdemokraten rech-
nen können, die zumindest in den ers-
ten Wahlgängen noch solidarisch den
Sprengkandidaten unterstützt hätten.
Die SP stellt sich aber nur so lange hin-
ter die Grünen, wie diese nicht gegen
einen der SP-Bundesräte antreten.

Vermutlich kommen die Grünen
mit ihrem Verzicht längerfristig ihrem

Ziel, im Bundesrat mitzuentscheiden,
näher. «Ein Angriff auf den SVP-Sitz
hätte den Anspruch der Grünen auf
einen Bundesratssitz geschwächt», sagt
der Mitte-Präsident Gerhard Pfister:
«Wenn die Grünen zur Konkordanz
stehen, dürfen sie nicht die SVP angrei-
fen.» Sie begründen ihren Sitz arith-
metisch: Aufgrund ihrer Wählerstärke
gehörten sie in die Regierung. In der
rechnerischen Logik ist aber auch völ-
lig klar, dass der SVP zwei Sitze zuste-
hen. Hätten die Grünen den SVP-Sitz
bestritten,würden sie ihre eigeneArgu-
mentation für einen Sitz im Bundesrat
untergraben, sagt Pfister.

Trotzdemwäre es für die Grünen ver-
lockend gewesen, jetzt ins Rennen zu
steigen. Sie hätten ein Jahr vor denWah-
len ihrenAnspruch zumMitregieren be-

kräftigen können. Die Partei wäre im
Gespräch gewesen, sie hätte ihre Kan-
didaten präsentieren können und viel
Medienzeit erhalten.

Die nächste Gelegenheit für eine
Beteiligung an der Macht wird sich den
Grünen voraussichtlich bei den Gesamt-
erneuerungswahlen der Regierung im
Dezember 2023 bieten. Es sei denn, ein
Bundesrat tritt imWahljahr zurück.Das
ist unwahrscheinlich, aber nicht ganz
auszuschliessen. Aufgrund ihrer Amts-
dauer kämen am ehesten die beiden
SP-Vertreter infrage. Wobei Alain Ber-
set 2023 als Bundespräsident amtieren
wird und es deshalb schwer vorstellbar
ist, dass er zurücktreten wird.

Um echte Wahlchancen zu haben,
müssen sie ihren Erfolg von 2019 zu-
mindest bestätigen. Damals konnten sie

ihrenWähleranteil um 6 Prozentpunkte
auf 13,2 Prozent steigern. Mehr Schub
würde ihre Forderung erhalten,wenn sie
nochmals zulegen würden.

Sitz auf Kosten der SP

Ein Wahlsieg allein dürfte aber kaum
genügen.Wollen die Grünen tatsächlich
in den Bundesrat einziehen, müssen sie
zuerst ihr Dilemma lösen. Realistischer-
weise erhalten sie nur auf Kosten der SP
einen Bundesratssitz. Alles andere sind
Schattengefechte. Die bürgerliche Par-
lamentsmehrheit wird zusätzlich zu den
zwei SP-Vertretern nicht noch einen
Grünen wählen. Mit drei Bundesräten
wäre das linke Lager – gemessen an der
Wählerstärke – massiv übervertreten
in der Regierung. Bis jetzt haben sich
die Grünen jedoch davor gescheut, ihre
Partnerin im linken Lager anzugreifen.
Bis zu den Wahlen 2023 haben sie eine
Art Nichtangriffspakt ausgehandelt.
Was danach passiere, bleibe offen, sagte
Aline Trede am Dienstag.

Können die Grünen ihren Wähler-
anteil halten, steht das Parlament vor
kniffligen Fragen.Ändert es die partei-
politische Zusammensetzung des Bun-
desrats nicht, bliebe rund ein Drittel der
Wählerschaft (hauptsächlich Grüne und
GLP) ohne Vertretung in der Regie-
rung. Der Bevölkerung würde signa-
lisiert, dass Wahlen eigentlich keine
Konsequenzen haben auf die Zusam-
menstellung des Bundesrats.Allerdings
müsste das Parlament vermutlich einen
amtierendenMagistraten abwählen, um
für einen Grünen Platz zu schaffen. Ob
es dazu bereit ist, bleibt fraglich. Die
Nichtwiederwahlen von Ruth Metzler
und Christoph Blocher in den vergan-
genen zwanzig Jahren waren politische
Erdbeben.

Das neue Parlament wird zu rund
einem Drittel aus neuem Personal be-
stehen.Erfahrungsgemäss tendieren die
Frischgewählten zum Status quo. Dies
spricht eher dafür, dass 2023 alles beim
Alten bleibt.

Bei allen wohlfeilen Begründungen
für eine angemessene Vertretung von
allen relevanten Kräften im Bundes-
rat: Wahlen sind machtpolitische Ent-
scheide. Keine Partei wird freiwillig
einen Sitz aufgeben.

Ende der kleinen
Eiszeit
Die Schweiz und Frankreich
erneuern Abkommen zur Luftpolizei

art. · Brigadier Werner Epper und der
General der französischen Luftwaf-
fendivision Dominique Tardif haben
am Dienstag in Meiringen das bilate-
rale Abkommen zwischen der Schweiz
und Frankreich über die Luftpolizei er-
neuert. Das Abkommen aus dem Jahr
2004 regelt die Überwachung des Luft-
raums, die Unterstützung von Flugzeu-
gen in Schwierigkeiten und den Einsatz
bewaffneter Kampfflugzeuge zur Durch-
setzung der Regeln. Es umfasst zudem
regelmässige gemeinsame Übungen.

Noch vor wenigen Jahren wäre diese
Unterzeichnung eine Formalität gewe-
sen, heute markiert sie das Ende einer
kleinen Eiszeit. Nach einer jahrelangen
Debatte hat sich der Bundesrat im Juni
2021 dazu durchgerungen, den US-
Kampfjet F-35 zu beschaffen. Der Ent-
scheid riss nicht nur innenpolitisch Grä-
ben auf, auch aussenpolitisch führte er zu
einerVerkrampfung.Kurz nachdemEnt-
scheid forderte ein französischer Think-
Tank in einem Artikel im Pariser Wirt-
schaftsmagazin «LaTribune»,diemilitäri-
scheZusammenarbeitmit der Schweiz zu
überdenken.Die Schweiz habemit ihrem
Entscheid für den F-35 «Frankreich den
Rücken gekehrt», schrieben dieAutoren.
Leistungen wie die Sicherung des Luft-
raums über Genf während hochrangiger
politischer Treffen müsse Paris zukünftig
Bern in Rechnung stellen.

Verzicht mit Pathos: Ständerätin Lisa Mazzone, Fraktionschefin Aline Trede und Parteipräsident Balthasar Glättli (v. l.) P. SCHNEIDER / KEYSTONE


